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Standpunkt

Nachhaltiger Umgang mit der
Flache - eine groBe Chance

fur die Stadte

Flache ist ein knappes Gut, um das unter-
schiedliche Nutzungen konkurrieren:
Wohnen, Industrie und Gewerbe, Ver-
kehrswege und Infrastruktureinrichtun-
gen, Freizeit und Unterhaltung. Die In-
anspruchnahme von Flachen vollzieht sich
in einem komplizierten Wirkungsgeflige
von (in)formellen Planungen, Bodenmark-
ten, kommunalem Standortwettbewerb,
Gemeindefinanzierung, Demographie und
regional variierenden Entwicklungsdyna-
miken.

Um die hohe Flacheninanspruchnahme
von Uber 100 Hektar pro Tag zu bremsen,
hat die Bundesregierung in ihrer 2002 be-
schlossenen nationalen Nachhaltigkeits-
strategie flachenpolitische Ziele gesetzt:

m Reduzierung der Flacheninanspruch-
nahme bis zum Jahr 2020 auf 30 Hek-
tar pro Tag sowie

m Realisierung eines Verhaltnisses von In-
nen- zu AuBenentwicklung von 3 zu 1.

Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie ist
eine groBe Chance, da sie auf die vielfalti-
gen Probleme der Kommunen reagiert:
wachsende Wohnflachenanspriiche und
demographischer Wandel, steigender
Flachenbedarf von Handels- und Dienst-
leistungsbetrieben, gestiegene Mobilitats-
bedirfnisse und Freizeitanspriche, wach-
sende Verkehrsstréme zwischen Kern-
stadt und Umland, rascher Nutzungs-
wandel, disperse Siedlungsentwicklung
und Suburbanisierung, Einwohnerverluste
und Segregation in den Kernstadten, zu-
rickgehende Steuereinnahmen in den
Kernstadten u.a.m.

Zur Erreichung der Flachensparziele ist ein
Ressort Ubergreifendes Handlungspro-
gramm fUr die Verminderung der Flachen-
inanspruchnahme mit einem zeitlich ab-
gestuften Vorgehen erforderlich.

Im Folgenden sollen einige DenkanstéBe
fir die Debatte um das Flachensparen ge-
geben werden.

Flachenbewusstsein entwickeln

und kommunizieren

Vielfach treffen die ambitionierten Ziele
der Bundesregierung bei den Akteuren

aus Kommunen, Verbanden, aus der Im-
mobilienwirtschaft, in Industrie, Gewerbe
und Handel auf Zurtickhaltung oder Ab-
lehnung. Befurchtet werden Eingriffe in die
kommunale Selbstverwaltung, in die wirt-
schaftliche Entwicklung und in die Ver-
wirklichung individueller Wohnwiinsche.

Das Argument, neue Flachenausweisun-
gen flr neue Einwohner und neue Unter-
nehmen brachten stets finanzielle Vorteile,
scheint ungebrochen, solange die bei
unterschiedlichen Kostentragern entste-
henden Folgekosten fiir ErschlieBung und
Infrastruktur bei Neubauvorhaben nicht
internalisiert werden.

In den Kernstadten lassen sich viele
Brachflachen nicht mobilisieren, zu groB3
ist oft die Konkurrenz auf der griinen Wie-
se. Auch bei einer abnehmenden Zahl von
Einwohnern und Unternehmen miissen
Stadte weiterhin kommunale Infrastruktu-
ren vorhalten und finanzieren.

Interkommunale oder regionale Koopera-
tionen bei FlAchenausweisungen werden
haufig erst eingegangen, wenn das Ende
der Flachenvorrate in Sicht ist. So entsteht
eine scheinbare ,Konfliktlinie” zwischen
Kernstadten sowie Umland- oder land-
lichen Gemeinden, zwischen Verlierern
und Gewinnern der momentanen Fl&-
chenpolitik. Dabei gleichen sich die jewei-
ligen Vor- und Nachteile der hohen Fl&-
cheninanspruchnahme fir alle offenbar
aus.

Bislang scheinen die Nachhaltigkeitsstra-
tegie und ihre Ziele eher in Fachkreisen ein
Thema zu sein, nicht jedoch bei der Viel-
zahl derjenigen Akteure, die vor Ort mit
dem Flachengeschehen zu tun haben.

Der Dialog zum Thema Fléche sollte daher
auf allen Ebenen mit Birgerinnen und
Burgern, Forschungseinrichtungen, Wirt-
schaft, Gemeinden, Verbanden u.a.m.
geflihrt werden. Hier kann auf den Erfah-
rungen des Rates fur nachhaltige Ent-
wicklung, des Boden-Biindnisses europa-
ischer Stadte, Kreise und Gemeinden und
des Blndnisses flr Flachensparen in
Bayern aufgebaut werden.
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Ebenso sollte die Informationsbasis hin-
sichtlich der tatsachlichen Flachennut-
zung und der Flachenpotenziale sowie zu-
kunftiger Entwicklungstrends in den Kom-
munen verbessert werden, um kritikfeste
Ziele fur eine Minderung der Flachen-
inanspruchnahme formulieren zu kénnen.

Rahmenbedingungen verandern:
neuer Policy-Mix

Der Vorrang der Innenentwicklung vor der
Neuausweisung von Bauflachen ist bei
Planerinnen und Planern weitgehend ak-
zeptiert. Zum Teil sind in den Stadten er-
hebliche BemUhungen zur Mobilisierung
von Baurechten, zur Nachverdichtung und
zur Reaktivierung von Brachflachen zu er-
kennen. Diese Bemiihungen haben ange-
sichts der Uberlagernden Rahmenbedin-
gungen allerdings nicht ausgereicht, die
Flacheninanspruchnahme nachhaltig zu
reduzieren.

Die fur das Flachensparen kontraproduk-
tiven Rahmenbedingungen, insbesondere
der kommunale Finanzausgleich, die
Grundsteuer, die Eigenheimférderung und
Foérderprogramme im Bereich Stadtebau
und Wirtschaft, sowie verschiedene Sub-
ventionen sind bekannt. In verschiedenen
Modellvorhaben wurden einzelne instru-
mentelle Ansétze fir ein Gegensteuern
bereits erprobt, zahlreiche Reformvor-
schlage liegen auf dem Tisch. Fur die Um-
setzung der flachenpolitischen Ziele be-
darf es daher eines geeigneten Policy-
Mix. Rechtliche, planerische und fiskali-
sche Instrumente sollen kombiniert wer-
den, um Anreize zur Begrenzung des Fla-
chenverbrauchs zu schaffen. Nur mit ei-
nem akzentuierten Instrumentenwechsel
wird es méglich sein, eine quantitative und
qualitative Steuerung der Flacheninan-
spruchnahme zu erreichen.

Innenentwicklung starken -
Nutzungskreislauf erreichen

Als Leitbild wird die Innenentwicklung be-
reits in vielen Stadten angestrebt, neu da-
gegen ist der auf Bundesebene verfolgte
umfassende Strategieansatz.

Die Menge der neu beanspruchten Flache
soll reduziert und gleichzeitig die Qualitat
und Effizienz der Flachennutzung gestei-
gert werden: durch eine Konzentration so-
wohl auf die Revitalisierung von Brachfla-
chen als auch auf die Ausschépfung von
Ausbau-, Umnutzungs- und Wiedernut-
zungspotenzialen, durch Mobilisierung
von Baultcken, durch Nachverdichtung
und nachtragliche Nutzungsmischung so-
wie durch multifunktionale und intensive
Flachennutzung.

Dabei sind zahlreiche Fragen zu klaren:

= Wie lassen sich Potenziale der Innen-
entwicklung ausschdpfen, ohne 6kolo-
gische Standortqualitdten wesentlich
zu mindern?

m Wie kdnnen bereits vorgenutzte Fla-
chen mittels neuer Nutzung in den Fla-
chenkreislauf integriert werden?

m Wie lassen sich die Vorziige der Kern-
stadte als Zentren von Kultur, Bildung
und Handel mit den Qualitdten als
Wohnstandort verkniipfen?

m Wie werden Ansiedlungsnachfragen
durch eine 6kologisch, &konomisch
und sozial sinnvolle Standortzuweisung
stadtregional gesteuert?

= Wie kdnnen qualitativ vertretbare Dich-
ten und Mischungen in der Flachennut-
zung erreicht werden?

Flachennutzung sollte also kiinftig nach
dem Kreislaufgedanken in einem System
von Planung, Nutzung, Nutzungsaufgabe,
Brachliegen und Wiedereinbringung von
Flachen erfolgen.

Impulse des Stadtumbaus nutzen

Der in vielen ostdeutschen Stadten und in
Teilen der alten Bundesladnder zu ver-
zeichnende Bevdlkerungsriickgang bietet
im Kontext des Flachensparziels erhebli-
che Chancen.

Der erforderliche Stadtumbau kann mit
der Entdichtung komplexer Wohnungs-
bauvorhaben zur Aufwertung der Wohn-
standorte beitragen, wobei kinftig ver-
starkt kleinteilige Wohnbrachen im Altbau-
bestand berlicksichtigt werden sollten.
Die hierauf ausgerichteten Fo&rderpro-
gramme sind unverzichtbar und mussen
fortgeschrieben werden. Gefragt sind z.B.
Programme, die auch Industrie- und Mili-
tarbrachen fir neue Nutzungen vorberei-
ten. Hierbei ist auch an Zwischennutzun-
gen zu denken. Brachflachen, die sich fiur
eine wirtschaftliche Nutzung dauerhaft
nicht mehr eignen, sollten als Freiraum fur
Mensch und Natur zuriickgewonnen wer-
den.

Neubau auf Brachflachen, Umbau und
Abriss vorhandener Gebaude sowie Er-
neuerungsmaBnahmen an vorhandenen
Infrastrukturanlagen eréffnen die Mdglich-
keit eines erheblichen Investitionszuflus-
ses. Zudem kdnnen Forderprogramme zur
Stadterneuerung, Modernisierung und
energetischen Sanierung des privaten und
offentlichen Geb&udebestands fortge-
schrieben und aufgestockt werden und so
splrbare Impulse fir Baugewerbe und
Handwerk geben.

Dipl.-Ing. agr. Thomas PreuB3
Telefon: 030/39001-265
E-Mail: preuss@difu.de
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Management des OPNV unter
Wettbewerbsbedingungen

Ergebnisse des Management-Planspiels aus dem

Raum Berlin

Attraktive offentliche Verkehrsmittel sind
ein wichtiges Element lebenswerter Stad-
te — aus Grunden der Nachhaltigkeit, zur
Daseinsvorsorge und als Teil der kommu-
nalen Identitt. Die Kommunen — und die
Verkehrsunternehmen - stehen ange-
sichts sich verdandernder Rahmenbedin-
gungen vor der Aufgabe, den kommuna-
len Offentlichen Personennahverkehr
(OPNV) so zu organisieren, dass er weiter-
hin und kiinftig noch besser zur Nachhal-
tigkeit in den Stadten beitragen kann. Ei-
ne Projektgruppe des Difu hat im Rahmen
des TELLUS-Programms der Européi-
schen Union dazu ein Planspiel Uber wett-
bewerbstaugliche Organisationsformen
des OPNV im Raum Berlin veranstaltet.

Die kinftigen Rahmenbedingungen fir
den OPNV werden vor allem durch Ent-
scheidungen auf der européischen Ebene
gepréagt. Sie lassen einen Ubergang zum
Lkontrollierten Wettbewerb“ im OPNV er-
warten, verbunden mit einer Liberalisie-
rung und Privatisierung des OPNV-
Markts.

Das Urteil des Europaischen Gerichtshofs
(EuGH) vom 24.7.2003 zum Thema ,Bei-
hilfen fir den OPNV* hat viele Kommunen
beunruhigt. OPNV-Leistungen missen
demnach, soweit sie von Verkehrsbetrie-
ben nicht eigenwirtschaftlich erbracht
werden, grundsétzlich im Wettbewerb ver-
geben werden. Die bereits seit 1969 gulti-
ge EU-Verordnung 1191/69, nach der be-
zuschusster OPNV als nicht ,eigenwirt-
schaftlich® gilt, muss umgesetzt werden.
Der EuGH hat allerdings ein Schlupfloch
fir die sogenannte ,marktorientierte” Di-
rektvergabe gelassen, allerdings nur unter
Beachtung von vier fest vorgegebenen
Kriterien. Das begtinstigte Verkehrsunter-
nehmen muss zuvor mit einer klar defi-
nierten Verkehrsleistung betraut worden
sein, die Beihilfe muss im Voraus, objektiv
und transparent ermittelt worden sein und
Uberkompensation ist verboten. Mit
Spannung wird erwartet, wie und wann
die Stédte als Aufgabentrager, die deut-
schen Gerichte oder der Gesetzgeber das
EuGH-Urteil umsetzen.

Die rechtliche Diskussion wird auf der na-
tionalen und lokalen Ebene zusatzlich von
der Krise der Kommunalfinanzen Uberla-

gert. Offentliche Verkehrsmittel werden in
hohem MaBe aus kommunalen und staat-
lichen Mitteln bezuschusst, und die Not-
wendigkeit, o6ffentliche Mittel effizienter
einzusetzen, ist unumstritten. Erfahrungs-
gemaB sind private Verkehrsbetriebe oft
preiswerter als 6ffentliche Unternehmen,
auch bei Beriicksichtigung unterschied-
licher Qualitdten und Leistungstiefe. Das
Lohnniveau im privaten Gewerbe liegt
deutlich niedriger als im o&ffentlichen
Dienst und hat im OPNV entscheidenden
Einfluss auf die Kostenstruktur der Unter-
nehmen.

Planspiel

Ziel des Planspiels war es, sich im Kontext
der grundlegenden Anderungen des
OPNV-Marktes auf die Zukunft des 6ffent-
lichen Personennahverkehrs in Berlin vor-
zubereiten. Das Werkzeug eines Plan-
spiels wurde genutzt, um die Diskussion
Uber optimale Strukturen im Berliner
OPNV zu eréffnen. Hier geht es darum, ein
qualitativ hochwertiges OPNV-Angebot zu
schaffen, die Erreichbarkeit der am Stadt-
rand gelegenen Bereiche zu erhalten und
zu verbessern, um die Schaffung eines
leistungsféhigen Wettbewerbs sowie die
Sicherung intramodaler, intermodaler und
regionaler Integration des OPNV-Ange-
bots.

Planspieler waren stellvertretende Akteu-
re mehrerer 6ffentlicher und privater Ver-
kehrsbetriebe, von Behdrden, Fahrgésten
und Organisationen der Management-
Ebene. Die Planspieler vertraten dabei die
jeweiligen Interessen ihrer Institution. An-
liegen und Gegenstand dieses Spiels war
die zukunftige Situation der &ffentlichen
Transportmittel in Berlin unter Wettbe-
werbsbedingungen. Dieses Ziel ist ange-
sichts des unsicheren Gesetzesrahmens
nicht absolut eindeutig und wurde Gber-
dies durch Anderungen beeinflusst, die
erst wahrend des Spiels eintraten. Weil
das Thema sehr kompliziert ist und auch
die Akteure nur begrenzte Zeit hatten,
wurde das Planspiel in Werkstatten zu vier
Schwerpunktthemen eingeteilt. Das Plan-
spiel wurde mit einer Prasentation der Er-
gebnisse vor Reprasentanten des Senats
von Berlin und des Abgeordnetenhauses
abgeschlossen.
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Ergebnisse

Die Diskussion der Verdnderungen und
der damit verbundenen Chancen und Ri-
siken zeigt, dass die einzelnen Akteure in
ihren verschienenen Rollen zwar einige
Fragen einheitlich beurteilen, teilweise
aber auch erhebliche Unterschiede be-
zliglich der Frage der Privatisierung und
Zukunft der Berliner Verkehrsbetriebe
(BVG) und der S-Bahn GmbH sehen. Im
Ergebnis des Planspiels zeichnet sich da-
her keine einheitliche Vorstellung der kiinf-
tigen Entwicklung ab. In vielen Punkten
wurde jedoch deutlich, welche Fragen
sich stellen werden und wo politischer
Entscheidungsbedarf besteht.

Eine Privatisierung des OPNV bietet aus
kommunaler Sicht Chancen auf sinkende
Kosten, betriebliche Effizienz und Zugang
zu externem Know-how. Flr neue, preis-
werte und effiziente Unternehmen werden
sich Chancen bieten, im Berliner Ver-
kehrsmarkt OPNV-Leistungen anzubieten.
Insgesamt kénnen damit Leistungsver-
besserungen und Kostenreduzierungen
erreicht werden.

Die bisherigen Oligopolisten (BVG und S-
Bahn) missen befirchten, in Berlin Markt-
anteile zu verlieren. Die Gegner einer Li-
beralisierung sehen weiterhin die Gefahr,
dass private OPNV-Unternehmen den Ge-
meinwohlauftrag nicht im Blick haben, be-
stehende Tarifvertrage unterlaufen und lo-
kale Arbeitsplatze gefdhrdet sind. Zudem
kénnte der Wettbewerb zwischen den
Unternehmen zur Desintegration des bis-
her innerhalb Berlins und in der Region in-
tegrierten OPNV-Angebots fiihren und da-
mit auch gegenlber heute schlechtere
Qualitat bedeuten.

Die Aufgabe sicherzustellen, dass zahlrei-
che konkurrierende OPNV-Anbieter ein in-
tegriertes Angebot aufrechterhalten, wird
auf jeden Fall in Zukunft in erster Linie
beim Aufgabentrager liegen. Er gibt durch
den Nahverkehrsplan und die Verkehrs-
vertrdge vor, wann, wo und in welcher
Qualitat OPNV angeboten wird. Klar wur-
de, dass die zur regionalen Integration
innerhalb der Region Berlin-Brandenburg
erforderliche Koordination der verschie-
denen benachbarten Aufgabentrager ver-
bessert werden muss.

Offen blieb auch die Frage, auf welche Art
und Weise Verkehrsleistungen am besten
vergeben werden sollten. Soll man die
Leistungen seitens des Aufgabentragers
eher konstruktiv oder funktional beschrei-
ben, also eher auf die Planungsqualitat der
Verwaltung vertrauen oder auf Innova-
tionsfreude und den Handlungsspielraum
der Verkehrsbetriebe? Dabei stellen sich
vergaberechtliche Fragen und die Frage

nach der Bemessung des Zuschusses
durch die Vertragsform (Bruttovertrag,
Nettovertrag, Anreizvertrag).

Juristische Kompetenz wird zum Erfolgs-
faktor fir das ,,Geschift” des Aufgaben-
trédgers — fir die Leistungsbeschreibung
und die Vertragsbeziehungen zwischen
Aufgabentrager und Verkehrsbetrieb so-
wie fur Qualitatssicherung und Abrech-
nung. Ein erster wichtiger Entscheidungs-
komplex betrifft also den Bereich des
kommunalen Aufgabentrégers des OPNV.
Zur Steuerung und Integration des OPNV-
Angebots kommen auf den Aufgabentré-
ger wichtige und neuartige Aufgaben zu.
Wie organisiert sich der Aufgabentrager
selbst, und in welcher Form wird er kiinf-
tig Verkehrsvertrdge vergeben und steu-
ern? Welche der bisherigen Aufgaben der
Verkehrsbetriebe werden dann beim Auf-
gabentrager liegen? Was sind 6ffentliche
Aufgaben, was unternehmerische? Wel-
che Aufgaben werden extern vergeben?
Kann die Vorhaltung der Infrastruktur im
Querverbund der Stadtwerke bleiben und
den steuerlichen Querverbund nutzen?
Wer kimmert sich kinftig um Regie und
Management des OPNV? Wer besitzt und
betreibt die Infrastruktur, wer erbringt
Dienstleistungen wie Marketing, Ange-
botsplanung, Vertrieb, Festlegung des Ta-
rifs, Einnahmeaufteilung und Controlling?
Welche Organisationen werden fir die je-
weiligen Aufgaben benétigt, und wie wer-
den sie finanziert? Woher bekommt die
Verwaltung die fir die anspruchsvollen
und neuen o6ffentlichen Aufgaben bent-
tigten Mitarbeiter?

Ein zweiter Entscheidungskomplex betrifft

die Zukunft der vorhandenen Verkehrs-
unternehmen, und in Berlin insbesondere
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die kommunale BVG (vgl. Abb. unten). Da
die Kosten der potenziellen Wettbewerber
derzeit deutlich niedriger sind, stehen
BVG und S-Bahn GmbH unter erhebli-
chem Sanierungsdruck. Dabei sind die
Interessen der Unternehmen und ihrer
Mitarbeiter nicht unbedingt identisch mit
den Interessen der Fahrgéste und der
Kommune. Soweit die Erlése der Unter-
nehmen nachfrageunabhéangig sind und
aus oOffentlichen Zuschliissen stammen,
kann bei den Unternehmen das Interesse
am Kostensparen héher liegen als das an
der Gewinnung neuer Fahrgéste durch ein
qualitativ und quantitativ hochwertiges
OPNV-Angebot oder an der Erfillung des
Nahverkehrsplans. Die Abbildung doku-
mentiert die dabei wichtigen Fragen und
Optionen.

Insgesamt erweist sich die Neuordnung
des OPNV als eine komplexe politische
Steuerung, bei der zahlreiche Fragen ab-
zuwagen und zu entscheiden sind. Die
Entscheidungen betreffen das kommuna-
le Selbstverstdndnis und die Frage, inwie-
weit die Kommune kommunale Aufgaben
des OPNV kiinftig selbst noch durchfih-
ren oder lediglich steuern soll, wie der
kommunale OPNV unter schwierigen Rah-
menbedingungen verbessert und finan-
ziert werden kann und welche Weichen fiir
die Zukunft der vorhandenen Verkehrsbe-
triebe BVG und S-Bahn und ihre Mitarbei-
ter gestellt werden.

Szenarien

Szenarien ermdoglichen die Darstellung
von Abhangigkeiten innerhalb vorstellba-
rer Entwicklungsstrange. Zwei Szenarien
beschreiben Entwicklungen vor dem Jahr
2015 und den 2015 erreichten Stand. Sze-

Was wird sich andern?

narien erlauben die Zukunft oder ver-
schiedene Alternativen von Zukunft unab-
héngig vom Status quo ,,zu denken®.

In den beiden Szenarien ,OPNV Berlin
2015" werden grundlegende Schritte und
kunftige Strukturen skizziert. Dabei wer-
den u. a. Fragen der kiinftigen Organisa-
tion, der Qualitatssicherung, der Finanzie-
rung und der wettbewerblichen Gestal-
tung berlcksichtigt.

Der Handlungsrahmen wird durch folgen-
de Punkte gesetzt:

m Kontrollierter Wettbewerb im OPNV ist
die wahrscheinlichste Variante der zu-
kinftigen Entwicklung (Umstellung auf
Besteller-Ersteller-Verhaltnis).

m Der Aufgabentrager hat kinftig wahr-
scheinlich eine wichtige Rolle (Gestal-
taltung und Bestellung von Leistungen
etc.).

m Eher unwahrscheinlich ist die Auftrags-
vergabe des Gesamtnetzes.

m Aufgaben der Integration werden bis-
lang zu groBen Teilen von BVG und S-
Bahn erbracht. Auch kiinftig besteht ein
aus Kundensicht hoher Integrationsbe-
darf, wenn es bei einem einheitlichen
OPNV-Angebot bleiben soll.

m Berlin benétigt zwischen Aufgabentra-
ger und Verkehrsunternehmen eine Re-
gie- und Bestellebene.

m Es besteht der Wille zur Ladnderfusion
von Berlin und Brandenburg.
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m Der Verkehrsverbund Berlin-Branden-
burg (VBB) bleibt flir die lokale und re-
gionale Integration in Berlin-Branden-
burg erforderlich, verantwortet Ver-
bundtarif und Einnahmeaufteilung,
bestellt Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) und regionalen o&ffentlichen-
StraBenpersonennahverkehr (OSPV.)

m Die BVG muss sich auf den neuen
Rechtsrahmen strategisch ausrichten.
Im Jahr 2007 laufen wichtige Finanzie-
rungs- und Konzessionsgrundlagen der
BVG aus.

m Der begonnene Wettbewerb im SPNV
betrifft auch die Berliner S-Bahn.

m Die Finanzkrise in Berlin (und Branden-
burg) wird den Druck zur Kostensen-
kung im OPNV erhdhen.

Szenario A fiihrt als Weg des starken Auf-
gabentragers und der strategisch orien-
tierten Entscheidungen hin zum Jahr 2015
- zu einem OPNV-Markt mit kleinen Unter-
nehmen. Diese bendtigen aber eine solide
Koordination und Steuerung im Interesse
des Gemeinwonhls. Eine eigenstandige
und kompetente Regie- und Manage-
ment-Ebene muss daher fir eine Integra-
tion des Angebots und der Anbieter sor-
gen. Ein Weg der Mittelstandsférderung
durfte also eher zu Szenario A fihren. Ein
integriertes OPNV-Angebot ist weitge-
hend von einem guten Management des
Aufgabentrégers und seiner Beauftragten
abhangig. Uber den OPNV hinausgehen-
de verkehrspolitische Ziele und die Inte-
gration von Stadt- und Verkehrsentwik-
klung haben verbesserte Umsetzungs-
chancen.

Szenario B sieht im Ergebnis einen Berli-
ner OPNV-Markt, den einige européische
GroBbetriebe weitgehend unter sich auf-
geteilt haben. Die Steuerung erfolgt weni-
ger durch den Senat als im Wettbewerb
der groBen Anbieter um Zuschisse und
Fahrgaste. Fur das Szenario sind eine be-
wusste Zuricknahme des Aufgabentra-
gers auf Rahmenvorgaben kennzeichnend
und das Bemuhen, den bestehenden Ver-
kehrsunternehmen eine organische Ent-
wicklung ins Jahr 2015 zu ermdglichen.
Zugleich ist damit der Anspruch verbun-
den, dass die notwendige Integration der
OPNV-Angebote innerhalb der Unterneh-
men geleistet wird.

Fazit

Der neue Band in der Reihe ,,Difu-Beitra-
ge zur Stadtforschung“ zeigt am Beispiel
des OPNV in der Region Berlin, wie die in
dieser Situation leicht entstehende gegen-
seitige Blockade der Akteure Gberwunden
werden kann. Zu diesem Zweck flihrte das

Elemente des geplanten Budgets fiir den 6ffentlichen Verkehr
in Berlin, in Millionen Euro

Einkommensquellen
fur den 6ffentlichen

Verkehr in Berlin 2001

2002

2003

2004

Fahrausweise 588

621

639

660

Bundeszuschiisse 232
fUr den Schienen-

personennahverkehr

232

232

232

Landeszuschlisse 420

fur die BVG

420

420

420

Landeszuschlsse 84
fUr Schuler und
Behinderte

96

97

Betriebsmittel 1324

1373

1388

1409

Investitionen flr 112
die Infrastruktur
(Bundes- und Lan-

desmittel)

125

138

175

Gesamt 1437

1498

1526

1584

Quelle: Senatsverwaltung firr Stadtentwicklung,
Nahverkehrsplan des Landes Berlin.
Fortschreibung 2000/2001 and 2004.

Deutsches Institut fur Urbanistik @l i

Deutsche Institut flr Urbanistik ein
Planspiel durch, dessen Schwerpunktthe-
men ,Nahverkehrsplan®, »Organisation
des OPNV unter Wettbewerbsbedingun-
gen®, ,,Ausschreibung und Vertrag“ sowie
»controlling und Qualitdtsmanagement*
fir die Gestaltung eines zukunftsfahigen
OPNYV von zentraler Bedeutung sind.

Ausgangsbedingungen, Verlauf und Er-
gebnisse des Planspiels sowie sich dar-
aus ableitende Zukunftsszenarien sind in
dem Band ausfihrlich dargestellt. Dartiber
hinaus bietet das im Anhang dokumen-
tierte Planspielinstrumentarium die M&g-
lichkeit, sich mithilfe dieser Methode auch
andernorts auf die grundlegenden Ande-
rungen des OPNV-Marktes vorzubereiten.

Weitere Informationen:

Dipl.-Ing. Michael Lehmbrock

Telefon: 030/39001-252
E-Mail: lehmbrock@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein
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netWORKS-Nachrichten

Neuigkeiten aus dem Difu-Forschungsprojekt zu
netzgebundenen Infrastruktursystemen

Im Forschungsverbund netWORKS ist in-
zwischen die Halbzeit zum Thema ,So-
zial-6kologische Regulation netzgebun-
dener Infrastruktursysteme* erreicht. We-
nige Wochen vor diesem Datum fand in
Hannover ein so genannter Meilenstein-
Workshop statt. Eingeladen waren die Ver-
treter der Praxispartner-Stadte, die Mit-
glieder des begleitenden Praxisbeirats
sowie einige externe Gutachterinnen und
Gutachter aus der Wissenschaft. Im Zen-
trum der Diskussionen standen die
Zwischenberichte der Kooperationspart-
ner. Die Gutachterinnen und Gutachter
bewerteten Fille und Qualitét des Materi-
als sehr positiv und konnten fir die weite-
re Bearbeitung zahlreiche wertvolle Hin-
weise geben. Auf dieser Basis werden die
Berichte in den nachsten Monaten fertig-
gestellt und verdffentlicht.

Einige der bereits verdffentlichten Arbeiten
sind inzwischen auch in englischer Spra-
che Sprache erhéltlich. Hierzu gehért die
vom Difu erstellte sektorale Bestandsauf-
nahme zum OPNV (Network-Related In-
frastructures under Pressure for Change -
Sectoral Analysis Public Transport by Til-
man Bracher and Jan Hendrik Trapp, Ber-
lin 2003, netWORKS-Papers, No. 3. Sdmt-
liche Verdffentlichungen kénnen kostenlos
von der Web-Page http://www.networks-
group.de/en/veroeffentlichungen/ herun-
ter geladen werden.)
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Die Potenziale des Benchmarking als Ins-
trument einer Reformierung der Wasser-
wirtschaft sind noch nicht ausgeschopft.
Zu diesem Ergebnis kamen Vertreter aus
Unternehmen, Kommunen, Verb&nden
und des Umweltschutzes sowie Unter-
nehmensberater und Wissenschaftler im
Rahmen eines im Frankfurter Institut fur
sozial-6kologische Forschung (ISOE)
durchgeflihrten Symposiums zu ,,Bench-
marking — Konzepte in der Wasserwirt-
schaft“. Wahrend Verbands- und Unter-
nehmensvertreter an der Forderung nach
einem freiwilligen und vertraulichen
Benchmarking festhielten, wurde von der
wissenschaftlichen Seite die Offnung
nach auBen eingefordert. Die Unter-
schiedlichkeit der auf der Tagung vertrete-
nen Positionen macht deutlich: Wenn
Benchmarking ein wesentlicher Teil der
Modernisierungsstrategie in der Wasser-
wirtschaft sein soll, muss Einigkeit tber
die Zielsetzungen ausgehandelt werden,
bevor die Diskussion tber das Instrument
Benchmarking sinnvoll geflhrt werden
kann. Insbesondere die Kommunen soll-
ten sich an diesem Prozess beteiligen, um
ihrem Auftrag als Trager der Wasserver-
sorgung gegeniiber dem Bulrger gerecht
zu werden.

Im Rahmen des Fachkongresses ,regio
ost — Perspektiven Ostdeutscher Kommu-
nen bis 2020 fiihrte netWORKS, vertreten
durch das Difu, einen Workshop zum The-
ma ,Strategien von Ver- und Entsor-
gungsunternehmen unter Bedingungen
der Stadtschrumpfung” durch. Professor
Matthias Koziol von der Brandenburgi-
schen Technischen Universitdt (BTU)
Cottbus (Lehrstuhl fir Stadttechnik) pra-
sentierte Zwischenergebnisse des For-
schungsverbundes aus stadttechnischer
Sicht. Im Zentrum seines Referats stan-
den Szenarien demographischer Entwik-
klung in ausgewéhlten ostdeutschen
Kommunen und die Veranderungen wei-
terer Randbedingungen (z.B. neue techni-
sche Optionen, Sinken des Wasserver-
brauchs pro Einwohner, Suburbanisie-
rung), durch welche die Auslastung netz-
gebundener Infrastruktursysteme zum Teil
zuriickging. Koziol machte deutlich, dass
mittlerweile Netzteile in einigen ostdeut-
schen Kommunen an die Grenze ihrer
technischen Funktionsféhigkeit gekom-
men seien. Dies gelte im Besonderen flr
die dkonomische Tragfahigkeit von Ver-
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und Entsorgungsnetzen, die aufgrund ih-
res hohen Fixkostenanteils unter Bedin-
gungen der Stadtschrumpfung und eines
Verbrauchsriickgangs in eine ,,Fixkosten-
falle” tappten. Bisher verfolgte Strategien
und Philosophien der Ver- und Entsorgung
seien daher zum Teil zu Gberprifen, so Ko-
ziol.

Als zweiter Referent schilderte Wolfgang
Wollgam, langjéhriger Geschaftsfiihrer der
Lausitzer Wasser GmbH & Co.KG und am-
tierender Vizeprasident der Deutschen
Vereinigung des Gas- und Wasserfaches
e.V. (DVGW), aus Sicht eines Ver- und Ent-
sorgungsunternehmens Strategien fir den
Umgang mit Schrumpfungs- und Stadt-
umbauprozessen. Er verwies darauf, dass
es keine pauschalen Empfehlungen ge-
ben kénne, sondern dass im konkreten
Fall fir einzelne Stadte zukunftsfahige
Strategien gemeinsam zwischen Kommu-
ne, Ver- und Entsorgungsunternehmen
sowie Wohnungswirtschaft entwickelt
werden mussten. Problematisch sei, dass
es im Rahmen von Stadtumbau-Program-
men bisher zwar eine Férderung fir die
Wohnungswirtschaft gebe, Ver- und Ent-
sorgungsunternehmen jedoch nicht an
den von der 6ffentlichen Hand bereitge-
stellten Mitteln partizipieren. Eine derarti-
ge Foérderung sei aber notwendig, da die
Unternehmen die mit den Herausforde-
rungen verbundenen Kosten aus sozialen
und politischen Griinden nicht an die Kun-
den weitergeben kénnten. In der sich an-
schlieBenden Diskussion wurde ebenfalls

Druck auf die Politik angemahnt, auch Ver-
und Entsorgungsunternehmen  Uber
Stadtumbau-Mittel in den Genuss einer fi-
nanziellen Unterstitzung kommen zu las-
sen. Zudem wurde auf die herausragende
Bedeutung der Rolle der Kommunen als
Moderator und Steuerer in Stadtumbau-
prozessen hingewiesen. Hier sei es drin-
gend geboten, dass auf kommunaler Sei-
te genugend Personal bereitgestellt wird,
das auch Uber die entsprechenden Kom-
petenzen und Fahigkeiten verflgt. Stadt-
umbauprozesse kdnnten nur als ,jinte-
grierte Konzepte® und unter Einbindung
aller relevanten Akteure vor Ort erfolgreich
und zukunftsfahig gestaltet werden.

Die Arbeit des Forschungsverbunds net-
WORKS wird vom Bundesministerium fur
Bildung und Forschung (BMBF) im Rah-
men des Schwerpunktes ,Sozial-6kologi-
sche Forschung® geférdert. Ergebnisse
sind im Internet unter

http://www.networks-group.de/

dokumentiert. Hier wird auch eine um-
fangreiche Material- und Linksammlung
zu den Themenbereichen Infrastruktur,
offentliche Daseinsvorsorge, Privatisie-
rung usw. angeboten. Diese enthalt wich-
tige nationale und EU-Dokumente sowie
weitere nationale und internationale
Hinweise, Informationen und Papiere:

http://www.networks-group.de/links/.

Weitere Informationen:

Dipl.-Sozial6k./Dipl.-Volkswirt
Jens Libbe

Telefon: 030/39001-115
Telefax: 030/39001-241

E-Mail:
networks@networks-group.de
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Flachenrecycling — Projektmanagement
und Marketingstrategien

Dokumentation des 2. deutsch-amerikanischen Workshops
Auf dem Weg zu wirtschattlichem Fléchenrecycling —
Projektmanagement und Marketingstrategien*

Weitere Informationen:

Dipl.-Ing. agr. Thomas Preuf

Telefon: 030/39001-265
E-Mail: preuss@difu.de

Bestellung:
siehe Bestellschein

Flachenrecycling -
Projektmanagement und
Marketingstrategien

Strategien, Instrumente und Fallbeispiele
aus den USA und Deutschland

Deutsch-amerikanische Forschungs-
kooperation

Das Bundesministerium fir Bildung und
Forschung (BMBF) und die United States
Environmental Protection Agency (US
EPA) starteten 1990 eine bilaterale Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Altlas-
tensanierung. Im Rahmen dieser Zusam-
menarbeit gibt es eine Serie von sechs
Workshops, von denen die zweite Veran-
staltung in der Reihe ,Difu-Materialien”
dokumentiert ist.

Die jetzige Phase Ill der deutsch-amerika-
nischen Forschungskooperation steht un-
ter der Uberschrift ,,Nachhaltige Ressour-
censchonung - Flachenmanagement und
Flachenrecycling — Sustainable Resource
Conservation — Land Management/Site
Recycling*®.

Da die Kommunen sowohl in den USA als
auch in Deutschland eine Schlisselrolle
fur eine starkere Umsetzung des Flachen-
recyclings spielen, besteht ein wesentli-
cher Baustein des transatlantischen Lern-
prozesses im Austausch von Wissen und
Erfahrungen zwischen amerikanischen
und deutschen Wissenschaftlern, vor al-
lem aber auch kommunalen Praktikern im
Hinblick auf geeignete Strategien und Ins-
trumente des Flachenrecyclings.

Dokumentation eines bilateralen
Workshops in Saarbriicken

Deram 7. und 8. Mai 2003 in Saarbrticken
durchgefiihrte zweite Workshop behan-
delte das Thema ,Towards Competitive
Brownfield Redevelopment — Project Ma-
nagement and Marketing Strategies” (Auf
dem Weg zu wirtschaftlichem Flachenre-
cycling — Projektmanagement und Marke-
tingstrategien). Im Zentrum standen Infor-
mationen Uber die in den USA und in
Deutschland angewandten Strategien
und Instrumente, die flr Brownfield Re-
development/Flachenrecycling einsetzbar
sind.

Die Dokumentation, die umfangreiche
Ubersetzte Texte und Diskussionsbeitrage
sowie englischsprachige Vortragsfolien
umfasst, enthalt Beitrdge US-amerikani-

scher und deutscher Experten Uber Ma-
nagement- und Marketingansatze, die ein
erfolgreiches Flachenrecycling ermég-
lichen.

Projektmanagement - flachenbe-
zogene und strategische Ansitze

Im ersten Teil der Dokumentation wird von
deutscher Seite ein Ansatz fiir die Inte-
gration von Managementkonzepten flr
Brachflachen in ein regionales Konzept
zur Entwicklung komplexer Wirtschafts-
standorte beschrieben. Thematisiert wird
die Verzahnung eines Masterplans fir
Stadtentwicklung mit einem Operations-
plan zur Sanierung in Zusammenarbeit mit
der Umweltbehérde. Des Weiteren wird
dargelegt, wie durch einen revolvierenden
Risikofonds die Sanierung finanziell abge-
sichert wurde.

Ein weiterer Beitrag zeigt, wie die Wieder-
nutzung zahlreicher Brachflachen in einer
Stadt mit Hilfe eines flachenspezifischen
Informationssystems koordiniert werden
kann, indem ein zentraler Abgleich von
Brachflachenpotenzialen und Neuansied-
lungsvorhaben erfolgt. Ein System aus
zahlreichen Variablen bildet dabei die Ba-
sis fur die Erarbeitung von Eignungsprofi-
len fur Einzelflachen mit dem Ziel einer zu-
kinftigen industriellen oder gewerblichen
Wiedernutzung. Diese Informationen sind
fur Investoren direkt einsehbar, die auf der
Suche nach einem geeigneten Standort
sind.

Von amerikanischer Seite wurde erlautert,
in welchen Schritten bei der Sanierung
und Wiedernutzung einer groBen Brach-
flache Birger, Behérden und Investoren
wéahrend des gesamten Vorhabens eng
eingebunden werden kdnnen. Dies er-
mdglicht ein zeitlich effektives Manage-
ment der Ablaufe, z.B. durch die gleich-
zeitige Entwicklung des Sanierungs- und
Wiedernutzungsplans.

Ein weiteres Thema in diesem Block ist die
Umsetzung einer stadtischen Brachfla-
chenstrategie mit eigens eingerichteten
stadtischen Erneuerungsgebieten (,,Urban
Renewal Areas®). Positive Rahmenbedin-
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gungen bestanden durch die Einrichtung
einer politisch unabhéangigen Organisa-
tionsstruktur sowie durch die Kombina-
tion von Finanzierungsinstrumenten, z.B.
des Tax Financing und des Verkaufs von
Anleihen, die zu einer Art revolvierendem
Kreditfonds fir zukinftige Wiedernut-
zungsprojekte kombiniert wurden.

Marketing und Projektentwicklung
Sowohl in den USA als auch in Deutsch-
land wird Brachfladchenmarketing als Mar-
keting fir die Immobilienentwicklung ver-
standen. Zugleich sind fur ein erfolgrei-
ches Marketing privatwirtschaftliche und
offentliche Interessen geschickt miteinan-
der zu verknipfen. In beiden Landern wer-
den originelle Marketingstrategien als
wichtigster Faktor fur den Erfolg von
Brachflachenprojekten angesehen, da
solchen Standorten haufig ein negatives
Image anhaftet. Daher konzentriert sich
der zweite Teil der Dokumentation auf das
Marketing beim Flachenrecycling.

Nach den Erfahrungen deutscher Exper-
ten kommt es auf die 6ffentliche Darstel-
lung der Einzigartigkeit eines Projekts und
seiner spezifischen Chancen an, also auf
den besonderen Charakter eines Standor-
tes, seinen Gebaudebestand und seine
Lage. Eine zentrale Rolle kommt hierbei
einer soliden Marktanalyse am Beginn des
Projekts zu, die auf Daten zu Angebot und
Nachfrage am Markt, zu den Wettbewer-
bern und zur Zielgruppe basiert. Eine star-
kere ldentifikation mit dem Gelénde und
dem Projekt kann u.a. durch die Schaffung
eines sozialen Netzwerks mit Events, In-
formationsveranstaltungen erreicht wer-
den. Stigmen aus der industriellen Nut-
zung eines Standorts in der Vergangenheit
werden Uberwunden, indem Brachflachen
unter einem positiven Image neu vermark-
tet werden.

Von US-amerikanischer Seite werden Pro-
bleme und Md&glichkeiten des Marketings
fur die wirtschaftliche Nachnutzung einer
Altlastenflache dargestellt. Als zentral hat
sich hierbei der Aufbau von Kontakten und
eines sozialen Netzwerks erwiesen, um
Akzeptanz fir ein Projekt zu erreichen. Da-
bei bedarf es gegeniiber den Anwohnern
einer klaren, transparenten und ehrlichen
Kommunikation. Gegenlber Politikern
und Burgern gilt es den Sinn und den Vor-
teil einer Wiedernutzung zu vermitteln. Da-
bei helfen positive Botschaften, wie etwa
die Einrichtung von Arbeitsplatzen an ei-
nem alten Standort.

Praxiserfahrungen aus
Flachenrecycling-Projekten

In den Beitragen dargestellte Erfahrungen
aus US-amerikanischen sowie deutschen
Fallstudien (,,Case Studies”) und Beispie-

len verdeutlichen die konkreten Vorge-
hensweisen beim Management und Mar-
keting von Flachenrecycling-Projekten.
Hierbei schildern Praktiker L6sungsansat-
ze aus verschiedenen US-amerikanischen
und deutschen Stadten und Regionen wie
Rudolstadt-Schwarza (Thiringen), Tren-
ton (New Jersey), Leipzig (Sachsen), Port-
land (Oregon), Freiburg (Baden-W(rttem-
berg), Saarbriicken (Saarland) und Ridge-
field (Washington).

Aus der Dokumentation geht hervor, dass
der zweite deutsch-amerikanische Work-
shop eine Reihe von interessanten Ma-
nagement- und Marketingansatzen auf-
zeigte, deren Ubertragbarkeit und An-
wendbarkeit genauer geprift werden soll-
ten. Flachenrecycling als Teilstrategie zur
Revitalisierung der Stadte erfordert ein ef-
fizientes und zugleich Kosten sparendes
Projektmanagement, wobei technische,
planerische, finanzielle und organisatori-
sche Aspekte eng miteinander zu ver-
knlpfen sind. Insbesondere die Schaffung
einer geeigneten privaten, 6ffentlichen
oder halbéffentlichen Struktur hat wesent-
lichen Einfluss auf die Gewinnung von In-
vestoren und die Unterstttzung von Fl&-
chenrecyclingprojekten seitens der kom-
munalen Entscheider sowie der auf ver-
schiedenen Ebenen zu beteiligenden Ge-
nehmigungsbehdrden.

Gelungene Marketingstrategien schlieB-
lich sind der Schlissel fir die erfolgreiche
Akquise von ansiedlungswilligen Unter-
nehmen. Erfolgreiches Marketing vermag
die Besonderheiten alter FlAchen und ih-
rer Geschichte herauszustellen und auf
dieser Basis konkrete Perspektiven fir
neue Nutzungen zu vermitteln.

e =3

Inhouse-Angebote

Das Difu bietet im 2. Halbjahr
2004 fur Difu-Zuwenderstadte
folgende Themen an, die von
diesen als Inhouse-Veranstal-
tungen ,,gebucht“ werden koén-
nen:

Korruption und deren Be-
kampfung in den Kommunen

Kontakt und Information:
Dr. Paul von Kodolitsch
Telefon: 030/39001-272
E-Mail: kodolitsch@difu.de

Fragen zur Einzelhandelsent-
wicklung in den Stadten

Kontakt und Information:
Dr. Gerd Kihn

Telefon: 030/39001-255
E-Mail: kuehn@difu.de

Da die Kapazitdten begrenzt
sind, ist eine friihzeitige Interes-
senbekundung erforderlich.

Fallbeispiel aus den USA: Revitalisierung einer ehemaligen Bahnbrache in Portland, Oregon

Foto: Bruce Allen
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Bundesamt
fiir Bauwesen und

Raumordnung

Flache
im

2 2
Kreis A

Vollstdndige Bewerbungsunterlagen
sind bitte bis zum 13. August 2004
per Post einzureichen an:

Deutsches Institut flr Urbanistik,
Forschungsgruppe ,,Flache im Kreis“
StraBe des 17. Juni 112,

10623 Berlin

Detaillierte Informationen sowie
Bewerbungsunterlagen sind unter
www.flaeche-im-kreis.de sowie
unter www.bbr.bund.de abrufbar.

Weitere Informationen:

Dipl.-Ing. agr. Thomas PreuB
Telefon: 030/39001-265
E-Mail: preuss@difu.de

Dipl.-Ing. Ulrike Meyer
Telefon: 030/39001-270
E-Mail: meyer@difu.de

Maria-Luise Hamann (Sekretariat)
Telefon: 030/39001-261
E-Mail: hamann@difu.de

Stadte und Stadtregionen fur
Planspiele zur Flachenkreis-

laufwirtschaft gesucht!
Bewerbungsschluss 13. August 2004

Im Auftrag des Bundesamtes fiir Bauwe-
sen und Raumordnung schreibt das Deut-
sche Institut fir Urbanistik im Rahmen des
Forschungsvorhabens des Experimentel-
len Wohnungs- und Stadtebaus (ExWoSt)
,Kreislaufwirtschaft in der stadtischen/
stadtregionalen Flachennutzung - Flache
im Kreis“ die Beteiligung an Planspielen
zur stadtischen/stadtregionalen Flachen-
kreislaufwirtschaft aus.

Ziel des Projekts ist es, im Rahmen von
Planspielen L&sungsansétze zur Umset-
zung der flachenpolitischen Ziele des
Bundes in Form einer stadtischen oder
stadtregionalen Flachenkreislaufwirt-
schaft zu ermitteln.

Gesucht wird ein geeigneter Policy-Mix,
mit dem bei unterschiedlichen Rahmen-
bedingungen in einer Kombination aus
rechtlichen, planerischen und ékonomi-
schen Instrumenten die in der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie verankerten Zie-
le zur Reduzierung der Flacheninan-
spruchnahme auf 30 Hektar je Tag und der
vorrangigen Innenentwicklung (Verhaltnis
von Innen- zu AuBenentwicklung = 3:1)
und zur Qualifizierung der Siedlungsent-
wicklung bis zum Jahr 2020 erreicht wer-
den kénnen.

Dabei knipfen die Planspiele an konkre-
ten Problemlagen der Stadte/Stadtregio-
nen wie Suburbanisierung, disperse Sied-
lungsentwicklung, Verknappung von Fla-
che, Brachfallen von Flachen, sozialrdum-
liche Segregation, sinkende Steuerein-
nahmen bei hohen Infrastrukturkosten
und wachsende Verkehrsstrome zwischen
Kernstadt und Umland an.

Die Durchfihrung der Planspiele ist im
Zeitraum Dezember 2004 bis Juni 2006
vorgesehen.

In geschlossenen Workshops sollen ins-
gesamt drei Planspiel-Varianten durchge-
spielt werden, die Workshops werden von
der Forschungsgruppe vorbereitet und vor
Ort moderiert:

m Planspiel | — Status quo: Mittelfristige
Strategie der Flachenkreislaufwirt-
schaft unter aktuellen Rahmenbedin-
gungen - Zeithorizont 2010.

m Planspiel Il - Innovativer Instrumenten-
einsatz zur Steuerung von Wachstums-
prozessen: Langfristige Strategie der
Flachenkreislaufwirtschaft unter den
Bedingungen eines akzentuierten
Instrumentenwechsels — Zeithorizont
2020.

= Planspiel lll — Innovativer Instrumen-
teneinsatz zur Steuerung von Umbau-
und Rickbauprozessen: Langfristige
Strategie der Flachenkreislaufwirt-
schaft unter den Voraussetzungen einer
gewandelten Nutzungsphilosophie -
Zeithorizont 2020.

In jeder Stadt/Stadtregion werden zwei
Planspielvarianten simuliert. Dabei ent-
wickeln Vertreter und Vertreterinnen aus
Verwaltungen, Immobilienwirtschaft, In-
dustrie, Gewerbe, Handel und anderen
hierbei relevanten gesellschaftlichen
Gruppen mit Unterstitzung der For-
schungsgruppe vor Ort stadtregionale
Strategien einer anzustrebenden Flachen-
kreislaufwirtschaft.

Die Ausschreibung der Planspiele richtet
sich an alle Staddte und Gemeinden
(auch Samtgemeinden, Amtsgemeinden
usw.) sowie Landkreise. Ausdricklich
erwilnscht sind die gemeinsame Bewer-
bung mehrerer Gemeinden sowie die
Beteiligung von Klein- und Mittelstadten.
Aufgrund der besonderen Bedeutung
des Stadtumlandes fir eine Flachen-
kreislaufwirtschaft sind insbesondere
auch Stadt-Umland-Verbande (Nachbar-
schafts-, Stadt-, GroBraum-, Kommunal-
und Planungsverbénde) sowie andere
interkommunale oder regionale Organisa-
tionen zur Teilnahme aufgerufen.

Jede der funf auszuwé&hlenden Stadte/
Stadtregionen erhalt fir die Teilnahme an
den Planspielen pauschal 10 000 Euro und
wird vom Forschungsteam durch Vor-Ort-
Expertisen sowie Moderation unterstitzt.
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und Ruckbauprozessen.

Bundesamt
filr Bauwesen und

Raumordnung

eingereicht werden:

e

Im Auftrag des Bundesamtes fiir Bauwesen und Raumordnung schreibt das Deutsche
Institut fir Urbanistik im Rahmen des Forschungsvorhabens Experimenteller
Wohnungs- und Stadtebau ,Kreislaufwirtschaft in der stadtischen/stadtregionalen
Flachennutzung — Flache im Kreis® die

Beteiligung an Planspielen zur stadtischen/stadtregionalen
Flachenkreislaufwirtschaft

aus. Ziel der Planspiele ist es, Losungen fir eine stadtische oder stadtregionale
Flachenkreislaufwirtschaft zu finden. Dabei kniipfen die Planspiele (Laufzeit 12/04 bis
6/06) an konkreten Problemlagen der Stadte und Stadtregionen an. Es sollen je zwei
| der drei Planspiel-Varianten erprobt werden: Status quo, Innovativer Instrumenten-
einsatz zur Steuerung von Wachstumsprozessen oder zur Steuerung von Umbau-

o Jede der finf auszuwahlenden Stadte/Stadtregionen erhalt fir die Teilnahme an den
Planspielen pauschal 10 000 Euro und wird vom Forschungsteam durch Vor-Ort-
Expertisen und Moderation unterstiitzt. An der Ausschreibung kénnen Stadte und
Gemeinden aller GréBenklassen, Landkreise, Stadt-Umland-Verb&nde sowie andere
interkommunale oder regionale Organisationen teilnehmen.

Vollstandige Bewerbungsunterlagen kdnnen bis zum 13. August 2004 per Post
Deutsches Institut fUr Urbanistik, Forschungsgruppe ,,Flache im Kreis*

StraBe des 17. Juni 112, 10623 Berlin.

Ansprechpartner: Thomas PreuB, Telefon: 030/39001-265/-291/-270.

Detaillierte Informationen und Ausschreibungsunterlagen sind unter
www.flaeche-im-kreis.de und www.bbr.bund.de abrufbar.

Seminarbegleitende

Bibliographien

Folgende Bibliographien sind zu Difu-
Fortbildungsveranstaltungen neu erschie-
nen bzw. weiterhin lieferbar:

Kommunikations- und
Beteiligungsstrategien

Fachtagung des Difu und der Deutschen
Hochschule fir Verwaltungswissenschaf-
ten: Die Stadt und ihre Birger, neue Kom-
munikations- und Beteiligungsstrategien,
Berlin, 5.-6.5.2004, 60 S., Heft 6/04.

Strukturwandel in der
Wasserwirtschaft

Fachtagung des Difu in Kooperation mit
dem Deutschen Stadtetag und dem Ver-
band kommunaler Unternehmen: Liberali-
sierung in der Wasserwirtschaft, Koln,
3.-4.5.2004, 84 S., Heft 5/04.

Kommunale Kulturpolitik -

neues Leitbild?

Seminar: Kommunale Kulturpolitik — auf
dem Weg zu einem neuen Leitbild, Berlin,
19.-21.4.2004, 66 S., Heft 4/04.

Einzelhandel in der Stadt - zwischen
Flachenboom und Geschéaftsleerstand
Seminar: Berlin, 22.-24.3.2004, 66 S., Heft
3/04.

Kommunale Sicherheitspolitik
Seminar: Kommunale Sicherheitspolitik —
Ansatze, Handlungsfelder, Erfahrungen,
Berlin, 8.-10.3.2004, 68 S., Heft 2/04.

Gender Mainstreaming

Seminar in Kooperation mit der Bundes-
akademie flir offentliche Verwaltung:
Anforderungen und Erfahrungen, Berlin,
19.-20.1.2004, 60 S., Heft 1/04.

Finanzierung kommunaler
Investitionen

Seminar: Alternative Finanzierungsin-
strumente flir kommunale Investitionen,
Berlin, 8.-10.12.2003, 50 S., Heft 9/03.

Finanzierung des OPNV i
Seminar: Finanzierung des OPNV:
neue Strategien — neue Modelle, Berlin,
27.-29.10.2003, 50 S., Heft 8/03.

Weitere Informationen:

Dipl.-Ing. Heidrun Kunert-Schroth
Telefon: 030/39001-297
E-Mail: kunert-schroth@difu.de

Die Bibliographien kosten

8,— Euro pro Stiick.

Sie konnen per Post, Fax oder
Mail bestellt werden:

Bestellung:
Difu-Vertrieb

Postfach 120321

10593 Berlin

E-Mail: vertrieb@difu.de
Telefon: 030/39001-253
Telefax: 030/39001-275

Zugangsberechtigte Verwaltungs-
und Ratsmitglieder aus Zuwen-
derstadten kénnen die seminar-
begleitenden Bibliographien auch
uber das Difu-Extranet kostenlos
herunterladen:
http://www.difu.de/extranet/
seminare/berichte/.
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Preistrager fur ,,Vorbildliche
Strategien kommunaler
Suchtpravention“ ausge-

zeichnet

In zeitlicher Nahe zum ,Weltnichtraucher-
tag“ wurden Ende Mai 2004 in Berlin 13
Kommunen fiir ihre vorbildlichen Beitrage,
die sie im Rahmen des Wettbewerbs , Ta-
bakprévention vor Ort“ eingereicht hatten,
préamiert. Die Auszeichnungen wurden von
Bundesministerin Ulla Schmidt, der Dro-
genbeauftragten der Bundesregierung,
Marion Caspers-Merk, und der Direktorin
der Bundeszentrale fur gesundheitliche
Aufklarung (BZgA), Dr. Elisabeth Pott,
Ubergeben.

Irlunsersar

Vorhildliche Stralegien
kommunaler Suchtprivention

Tabakpravention vor Ort

Das Difu betreute im Auftrag der BZgA
auch diesen zweiten Wettbewerb zur
kommunalen Suchtpravention, zu dem 47
Kommunen und mit ihnen kooperierende
Einrichtungen Beitrage eingereicht hatten.
Die Wettbewerbsbeitrage mussten in ih-
rem Konzept wenigstens zwei der folgen-
den drei Ziele beriicksichtigen:

m den Einstieg in das Rauchen verhin-
dern,

m den (frlhzeitigen) Ausstieg aus dem
Rauchen férdern,

m den Schutz vor Passivrauchen starken.

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtprivention

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtprivention

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtpravention

Diese Ziele wurden durch zuséatzliche Be-
wertungskriterien prézisiert: Vernetzung
der Akteure, Verbindung von kommunika-
tiven und strukturellen MaBnahmen, Wir-
kung der MaBnahmen in der Flache, Lang-
fristigkeit von Strategien und MaBnahmen,
Evaluation, Beteiligung der Zielgruppen,
geschlechtsspezifische Tabakpravention
sowie Verankerung der Praventionsarbeit
in der kommunalen Leitungsebene.

Tabakpravention ist flr die Kommunen ein
vergleichsweise neuer Schwerpunkt der
Praventionsarbeit. Das wird auch daran
deutlich, dass sich im Vergleich zum vo-
rangegangenen Wettbewerb weitaus we-
niger Kommunen beteiligten. Dafir spricht
auch, dass in vielen Kommunen Vorhaben
zur Tabakpravention zwar geplant, aber
eben noch nicht realisiert sind, wie es in
den Auslobungsbedingungen gefordert
worden war. Damit kommt dem Wettbe-
werb eine Pilotfunktion zu, der die Arbei-
ten der Schrittmacher einer breiteren
(Fach-)Offentlichkeit bekannt macht und
vorstellt. Der weiteren Praventionsarbeit
dient auch das Preisgeld in Hohe von ins-
gesamt 60 000 Euro, das von der Jury auf
die 13 Preistrager in etwa gleicher Hohe
verteilt wurde.

Tabakpravention vor Ort

2 Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtpravention

Stadl

Delmenhorsl
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Die Auszeichnungen wurden flir drei
Gruppen vergeben:

Kreisfreie Stadte:

= Augsburg

m Bezirk Steglitz-Zehlendorf von Berlin,
Braunschweig

m Delmenhorst

m Heidelberg

Kreisangehorige Stadte und
Gemeinden:

Gemeinde Umkirch

Stadt Hannoversch-Minden

Stadt Rietberg

Verbandsgemeinde Bad Bergzabern

Landkreise:
Altmarkkreis Salzwedel
m | andkreis Esslingen

m | andkreis Regensburg
m Ostalbkreis

Die Wettbewerbsbeitrdge zeigen, dass
zahlreiche Handlungsfelder fir die Tabak-
pravention genutzt werden kdénnen. Stark
besetzt ist das Handlungsfeld Schulen, in
dem bereits eine gewisse Tradition der Ta-

Tabakpravention vor Ort

Vorbildiiche Strategien kommunaler Suchtpraventi

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtprivention

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtpravention

bakpravention beobachtet werden kann.
Hier ist auch die AnstoBwirkung bundes-
weiter Kampagnen wie ,,Be Smart — Don't
Start“ ablesbar, die vor Ort zu einer Fllle
von Anschlussprojekten genutzt werden
kénnen: Befragungen von Schiilern zum
Rauchverhalten kénnen Sensibilisierungs-
und Mobilisierungsfunktionen Uberneh-
men. Daraus kénnen Schulerprojekte ent-
stehen, zum Beispiel die Uberprifung der
Einhaltung der Auflagen der Tabakwer-
bung oder zum Automatenabbau. Auch
Ausstiegshilfen durch Anti-Rauch-Kurse
gehdren zum sicher miihsamen Weg zur
»Rauchfreien Schule”.

Vergleichsweise wenig Wettbewerbsbei-
tradge beziehen bisher das Handlungsfeld
der Sportvereine ein. Hier kénnten Ju-
gendliche im Rahmen ihrer Freizeitakti-
vitdten ohne die ansonsten oft drohende
Bevorzugung der Mittel- und Oberschicht
(,Mittelschichten-Bias®) von der Tabak-
pravention erreicht werden.

Von groBer Bedeutung auch fiir die kom-
munale Tabakpravention ist die novellier-
te Arbeitsstattenverordnung. Seit dem

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtggdvention

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtpravention

5 Landkreis
Regenshurg

Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtpravention

Tabakpravention vor Ort

Vorbildiiche Strategien kommunaler Suchtpravention

l Tabakpravention vor Ort

Vorbildliche Strategien kommunaler Suchtprivention
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Weitere Informationen:

Dr.-Ing. Michael Bretschneider
Telefon: 030/39001-281
E-Mail: bretschneider@difu.de

Allgemeine Homepage:
http://www.kommunale-
suchtpraevention.de/

Abruf der Dokumentation:
http://www.kommunale-
suchtpraevention.de/03-04/
dokumentation/dokumentation-
suchtpraevention-2003.pdf

Difu-Institutsleiter Prof. Dr. Heinrich Mading

Jahr 2002 raumt § 3a ArbSt&ttV jedem Ar-
beithehmer das Recht auf einen Arbeits-
platz ein, an dem er vor den Gefahren des
Passivrauchens geschutzt ist. Damit sind
die Kommunen als Arbeitgeber gefordert,
fur die Mitarbeiter der Kommunalverwal-
tungen entsprechende Vorkehrungen zu
treffen. Dieses Thema wird in mehreren
Wettbewerbsbeitrdgen aufgegriffen und
dabei wird deutlich, dass es sich um ein
konfliktreiches Handlungsfeld der Tabak-
pravention handeln kann. Oft stehen hin-
ter den hierzu erarbeiteten Betriebsverein-
barungen harte Auseinandersetzungen,
die neue Kooperationsformen erfordern.

Der Weg zum ,,Rauchfreien Rathaus® mit
einem Blindel von strukturellen und kom-
munikativen MaBnahmen bietet den Kom-
munen die Chance, vor Ort eine Vorbild-
funktion zu Ubernehmen. Aus einigen
Wettbewerbsbeitrdgen wird jedoch auch
sichtbar, dass private értliche Betriebe
und Unternehmungen durchaus nicht un-
tétig auf dem Gebiet der Tabakpravention
geblieben sind.

Ein weiteres Handlungsfeld steht den
Kommunen mit dem ,,6ffentlichen Raum*
zur Verfligung. Hier halten sie der Offent-
lichkeit grundsétzlich frei zugangliche An-

lagen und Einrichtungen wie StraBen,
Spielplatze, Parks und Griinanlagen vor. In
mehreren Wettbewerbsbeitrdgen wird das
Thema aufgegriffen, wie die Plakatwer-
bung oder das Gebaren der Automaten-
wirtschaft bei der Aufstellung von Zigaret-
tenautomaten auf gemeindeeigenen
Grundstiicken beeinflusst werden kon-
nen. Vergleichsweise selten sind anderer-
seits Beitrdge, in denen das Thema
»Rauchfreier Spielplatz“ behandelt wird.

Die Ergebnisse des Wettbewerbs wurden
vom Difu in der Dokumentation ,Vorbildli-
che Strategien kommunaler Suchtpraven-
tion — Tabakpravention vor Ort“ zusam-
mengefasst. Der Band ist unter der Be-
stellnummer 33 930 000 kostenfrei erhalt-
lich bei der Bundeszentrale fiir gesund-
heitliche Aufklarung (E-Mail: order@
bzga.de oder per Telefax: 0221/8992-
257). Voraussichtlich wird die Reihe der
Wettbewerbe zu ,,Vorbildlichen Strategien
kommunaler Suchtpravention” im kom-
menden Jahr fortgesetzt.

Die Beitrage aller Wettbewerbsteilnehmer
kénnen im Internet unter http://www.kom
munale-suchtpraevention.de/03-04/
beitraege/ abgerufen werden.

Befreiung der Politik zu
langfristigem Denken

Tagung mit Bundesprasident Johannes Rau
im Berliner Ernst-Reuter-Haus

Am 26.5.2004 besuchte Bundesprasident
Johannes Rau als Gastredner das Berliner
Ernst-Reuter-Haus. Anlass war die Tagung
~Befreiung der Politik zu langfristigem
Denken* der Bergischen Universitat Wup-
pertal, Forschungsstelle Birgerbeteili-
gung, auf der ausgehend vom Konzept
der Planungszelle Uber eine problem-ada-
quate Umgestaltung politischer Kommu-
nikationsprozesse referiert und diskutiert
wurde. Difu-Institutsleiter Prof. Dr. Hein-
rich M&ding und Prof. Dr. Peter Dienel be-
griBten Bundesprasident Rau vor dem
Ernst-Reuter-Haus.

Professor Mading griff in seiner Begri-
Bungsrede das Thema ,,Blrgerbeteiligung
und lokale Demokratie“ auf:

»,ZU unserer lokalen Demokratie, die mit
dem Namen ,Kommunale Selbstverwal-

tung“ keine besonders mitreiBende Be-
zeichnung tragt, gibt es keine grundlegen-
de Uberlegene Alternative. Versuchte man,
sich in einem Gedankenexperiment eine
solche Alternative zur lokalen Demokratie
auszudenken, wirde man rasch scheitern:
Es gibt 6rtliche Aufgaben und diese sollten
von Personen vor Ort verhandelt und ent-
schieden werden, nicht in Berlin, auch
nicht in Dusseldorf oder Miinchen. Daftir
sprechen Argumente der Effizienz, bei-
spielsweise Sachkunde durch Ortsnahe,
und der Préaferenzberlcksichtigung wie
~Burgerndhe” durch Ortsnahe. Fraglich ist
jedoch, was genau zu diesen Aufgaben
zdhlen sollte und wie eng, wie weit der
Rahmen ist, der der ,freien” Entscheidung
vor Ort gelassen wird.

Diese Personen vor Ort sind in langer Tra-
dition gewéhlte Burger im Rat, die ehren-
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amtlich tatig sind, und professionell vor-
gebildete Angestellte, die in der Verwal-
tung beruflich arbeiten. Auch hierfir spre-
chen Argumente der Effizienz, hier die
Sachkunde durch Verwaltung und der
Praferenzberlicksichtigung wie ,,Blrger-
nahe“ durch Wahl und Wiederwahlstre-
ben. Fraglich ist, wie sie sich untereinan-
der diese Arbeit teilen und ob und wie die-
ses Zusammenwirken durch eine direkte
Beteiligung der Burger erganzt werden
kann, soll oder muss.”

Zum Verhéltnis zwischen verschiedenen
Formen der Burgerbeteiligung und dem
Rat fihrte Heinrich Mading aus:

»S0gar im Bereich der Finanzwirtschaft
wird unter der Formel ,Burgerhaushalt®
nach neuen Wegen einer breiteren Bir-
gerbeteiligung gesucht. Dennoch bleibt
klar, dass es um die Entwicklung von Vor-
schlagen geht. Die letzte Entscheidung
liegt beim Rat.

Doch kann eine derart formelle Betrach-
tung auch tduschen. Auf Dauer gewinnt
man Bulrger zu aufwéandiger Kommunika-
tion, zu vielen ermidenden Debatten nur
dann, wenn deren Ergebnisse nicht ein-
fach nur gedankliches Spielmaterial blei-
ben, mit dem der Rat tun und lassen kann,
was er will. Sein Abweichen von weitge-
hend konsensueller Birgerposition schafft
neue Begriindungszwénge, die Birgerbe-
teiligung verteilt gleichsam die Beweislas-
ten neu. Die Ergebnisse haben entschei-
dungspréagende Wirkung, vielleicht nicht
in jedem Einzelfall, aber in der groBen
Mehrheit der Falle.”

Resilimee:

~Aufgabenspektrum und Autonomie,
Handlungsraum und Handlungskraft der
lokalen Gebietskdrperschaften sind in
Deutschland in den zurlckliegenden Jah-
ren geschrumpft, und es ist kein Ende die-
ses Prozesses in Sicht. Der Attraktivitat,
sich dort zu beteiligen, tut das nicht gut.
Sorgenvoll beflirchten Beobachter, dass
davon ein Einfluss auf die Rekrutierung
des politischen und administrativen Per-
sonals, eine Gefahr fir seine Qualitat, aus-
gehen kann. Zurzeit sieht es so aus, als sei
der Rat, Inbegriff reprasentativer Demo-
kratie auf der lokalen Ebene, der relative
Verlierer, der — wenn seine Mitglieder sich
nicht in die entstehenden intermedidren
Gremien einbringen — auch durch die di-
rekten Beziehungen zwischen Verwaltung
und Buirger gleichsam Ubersprungen’
wird.“

AbschlieBend sprach Heinrich Mading die
Geschichte des Ernst-Reuter-Hauses an:

Foto: Wolf-Christian Strauss

,Gebaut 1938/39 fiir den Deutschen Ge-
meindetag, die Zwangsvereinigung der
Kommunalen Spitzenverbande, ist es das
einzige verbliebene architektonische
Symbol der pompdésen Selbstinszenie-
rung und der Machtphantasien des natio-
nalsozialistischen Staates an der von
Speer geplanten Ost-West-Achse einer
gedachten Welthauptstadt Germania. Die-
sem System fehlten nicht die leistungsfa-
higen Verwaltungsleute und nicht die Bur-
ger, die mitmachten, sondern ihm fehlten
Rechtsstaat und Demokratie, gerade auch
lokale Demokratie. Das ist der unverges-
sene Hintergrund, vor dem nicht nur diese
Tagung zu sehen ist, sondern auch die ge-
samte wissenschaftliche Arbeit des Deut-
schen Instituts fUr Urbanistik, das sich als
Stiitze versteht nicht nur fir eine effektive
Verwaltung, sondern flr eine nachhaltige
und demokratische lokale Politik.“

Foto: Wolf-Christian Strauss

Weitere Informationen:

Prof. Dr. Heinrich Méding
Telefon: 030/39001-214
E-Mail: maeding@difu.de
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Berlin und Brandenburg:
Kooperation oder Fusion?

Difu-Kolloquium war gut besucht

Rund 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer
aus Politik, Verwaltung und Wissenschaft
diskutierten am 4. Juni 2004 anl&sslich ei-
nes Kolloquiums im Ernst-Reuter-Haus
Uber die Notwendigkeit und Perspektiven
einer Landerfusion Berlin-Brandenburg.
Ausgerichtet wurde die Veranstaltung vom
Difu im Rahmen des ,Kompetenzzen-
trums Stadt und Region Berlin-Branden-
burg“, einer Arbeitsgemeinschaft raum-
wissenschaftlicher Institute und For-
schungseinrichtungen der beiden Bun-
deslander.

Einleitend verwies Prof. Dr. Heinrich Ma-
ding, Leiter des Difu, auf die Aktualitat des
Themas Landerfusion: Nach der geschei-
terten Volksabstimmung von 1996 hatten
sich Brandenburg und Berlin auf eine er-
neute Abstimmung im Jahre 2006 mit dem
Ziel einer Vereinigung im Jahre 2009 ver-
standigt — ein Zeitplan, der gerade vor dem
Hintergrund der bevorstehenden Land-
tagswahl in Brandenburg von der Politik
immer mehr in Frage gestellt wird.

Wie kompliziert der Weg zum Land Berlin-
Brandenburg ist, machte Dr. Kai Wegrich
von der Universitdt Potsdam in seinem
Rackblick auf die Fusionsgeschichte
deutlich. Die Diskussion werde durch die
Gegensatze zwischen Ost und West sowie
Stadt und Peripherie gepragt. Diese ,,dop-
pelte Polarisierung” sei im ersten Anlauf
nicht ausreichend beachtet worden. Viel-
mehr sei die Wahrnehmung dieser Gegen-
sétze in der Bevdlkerung durch die 6ffent-
lichkeitswirksame Aufbereitung der Vertei-
lungskonflikte bei den Verhandlungen um
das gemeinsame Vertragswerk noch ver-
starkt worden.

Uber die guten Griinde einer Landerfusion
bestand unter den zahlreichen Referenten
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Verwal-
tung weitgehend Einigkeit. Neben einer

Reduzierung der Verwaltungskosten wur-
den vor allem die Méglichkeiten einer bes-
seren Koordination der rdumlichen Ent-
wicklung, insbesondere der Stadt-Um-
land-Verflechtungen im GroBraum Berlin,
sowie die verbesserte wirtschaftliche Po-
sition eines gemeinsamen Bundeslandes
in der internationalen Standortkonkurrenz
hervorgehoben. An Beispielen wie der
Biotechnologie, der Entwicklung von Ein-
zelhandelsflachen aber auch der Bevélke-
rungsentwicklung konnte verdeutlicht
werden, welch enge stadtregionale Ver-
flechtungen bereits heute bestehen.

Die Darstellung der rdumlichen Entwick-
lungen zeigte, dass sich aus landespla-
nerischer Sicht die Problemlagen seit dem
ersten Fusionsversuch noch verscharft
haben: Sowohl Berlin als auch die Bran-
denburger Stadte verlieren in groBem Um-
fang Einwohner an ihre Umlandgemein-
den. Gleichzeitig setzt sich die Abwande-
rung aus den peripheren Gebieten Bran-
denburgs fort. Insofern habe das regional-
planerische Leitbild einer ,dezentralen
Konzentration® bisher nicht umgesetzt
werden kénnen.

In mehreren Beitrdgen sowohl aus Wis-
senschaft als auch aus der Praxis wurden
die Chancen eines gemeinsamen Bundes-
landes flr die wirtschaftliche Entwicklung
ausgelotet. Es biete die Moglichkeit, die
aktuell noch stark divergierenden wirt-
schafts- und strukturpolitischen Konzepte
der beiden Lander durch eine schlissige-
re Programmatik zu ersetzen. Die interna-
tionale Wahrnehmung des gesamten Me-
tropolraums kénnte gesteigert werden, mit
positiven Auswirkungen nicht nur fir Ber-
lin und sein Umland, sondern auch fur die
peripheren Gebiete. Auf der Unterneh-
mensebene wirden — wie etwa aus Sicht
der IHK unterstrichen wurde - die Voraus-
setzungen fir optimale Standortentschei-
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dungen verbessert, da bisherige Unein-
heitlichkeiten, etwa im 6ffentlichen Bau-
recht, entfielen.

Die Berichte aus der Verwaltungspraxis
machten deutlich, dass der aktuelle Weg
der Kooperation Uber Staatsvertrage und
Verwaltungsvereinbarung mihsam und
zeitaufwéndig ist. Neben der gemeinsa-
men Landesplanung gebe es allerdings
bereits zahlreiche Politikfelder, in denen
Kooperationen in Gang gesetzt werden
konnten: beim OPNV, beim o&ffentlich-
rechtlichen Rundfunk oder im Bildungs-
wesen. ,Das Kooperationsniveau liegt
schon jetzt Uber dem anderer Regionen®,
so Joachim Kiinzel von der Senatskanzlei
Berlin. Eine Zusammenarbeit in weiteren
Feldern werde gegenwértig verhandelt,
etwa Uber eine gemeinsame Wirtschafts-
férderung. Fur Michael Bode von der Se-
natskanzlei Brandenburg ist die aktuelle
Diskussion um die Zusammenlegung der
Berliner und Brandenburger Obergerichte
ein Beispiel dafiir, dass gerade die koope-
rationsbedingten Standortfragen konflikt-
trachtig sind. Somit seien flr erfolgreiche
Kooperationen oftmals themen- und
ressortlibergreifende Paketlésungen ge-
fordert, die nur schwierig zu erreichen
seien.

In mehreren Statements wurde auf die
finanzpolitischen und institutionellen Hin-
dernisse einer L&nderfusion hingewiesen.
Die privilegierte Stellung des Landes Ber-
lins als Stadtstaat im L&nderfinanzaus-
gleich droht bei einer L&nderfusion verlo-
ren zu gehen, was massive Einnahmever-
luste flir das gemeinsame Bundesland zur
Folge hétte, erlauterte Dr. Dieter Vesper
vom Deutschen Institut fur Wirtschaftsfor-
schung (DIW). Gerade vor dem Hinter-
grund der angespannten o6ffentlichen
Haushalte in Berlin und Brandenburg
mussten hierzu Sonderregelungen durch
den Bund getroffen werden. Eine weitere

Anstrengung auf Landesebene wirde die
Integration der Stadt Berlin in den kom-
munalen Finanzausgleich Berlin-Branden-
burgs erfordern.

Die rechtliche Stellung der Stadt Berlin in
einem vereinten Bundesland war ein wei-
terer Diskussionspunkt. Dabei wurde
deutlich, dass eine Einheitsgemeinde Ber-
lin als ,kreisfreie Stadt” gerade von Berli-
ner Seite als problematisch angesehen
wurde. Zum einen sei fUr regionalplaneri-
sche Zusammenhéange ein weiterer rdum-
licher Umgriff erforderlich. Zum anderen
mussten gerade fur die Kooperation mit
dem Umland die Bezirke gréBere Ent-
scheidungskompetenzen bekommen.

Die notwendige Begeisterung fur das Fu-
sionsprojekt in der Politik schatzte Prof.
Dr. Manfred Réber von der Fachhoch-
schule fir Technik und Wirtschaft Berlin
eher skeptisch ein. Im Schatten der ge-
scheiterten Fusion dominierten in der Lan-
despolitik unter den Akteuren eher ,,Mis-
serfolgsmeider denn ,Erfolgsucher.
Auch der Ruckhalt in der Bevdlkerung sin-
ke seit 2002 kontinuierlich, wie wissen-
schaftliche Untersuchungen zeigten.

In der lebhaften und engagierten Diskus-
sion wurde auch vor dem Erfahrungshin-
tergrund anderer deutscher Metropolre-
gionen unterstrichen, dass die Koopera-
tion Uber Projekte einen sinnvollen Weg
darstelle, um das fir den Vereinigungs-
prozess notwendige Vertrauen zu schaf-
fen. Dies gelte flr die Spitzen von Politik
und Verwaltung genauso wie fir die Be-
vblkerung. In diesem Sinne — so der Tenor
der Debatte — gelte es, das Veranstal-
tungsmotto umzuformulieren: nicht ,Ko-
operation oder Fusion®, sondern ,,Koope-
ration und Fusion® sei die geeignete Stra-
tegie fur das zukunftige Verhéltnis von
Berlin und Brandenburg.

Weitere Informationen:

Prof. Dr. Heinrich Mading
Telefon: 030/39001-215
E-Mail: maeding@difu.de
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Lange Nacht der
Wissenschaften 2004

Gut 500 interessierte Besucher waren am
12.06.2004 beim Deutschen Institut for
Urbanistik im Ernst-Reuter-Haus zu Gast
und machten die erstmalige Teilnahme bei
der ,Langen Nacht der Wissenschaften
zu einem vollen Erfolg.

Bis in die frihen Morgenstunden wurde
lebhaft referiert und diskutiert, kurz — die
stédtische Nacht zum Tag gemacht.

Auch das Bundesnetzwerk Burgerschaft-
liches Engagement (BBE), flr eine demo-
kratische, gesellschaftliche Selbstorgani-
sation, unabhéngig vom Staat und auBer-
halb des Marktes eintretend, und die Se-
natsbibliothek Berlin (Sebi) hatten eingela-
den und gewahrten Einblicke in ihre Arbeit.
Die Sebi 6ffnete auch nachts ihr komplet-
tes Serviceangebot, ermdglichte einen
Besuch in der Werkstatt des Hausbuch-
binders und lieB die nachtliche Biblio-
theksnutzung mit ,Jazz im Magazin®
untermalen.

Auch das Projekt ,,Widerstand in Berlin ge-
gen das NS-Regime”, eine bibliographi-
sche Sammlung von Uber 12 000 Perso-
nen des damaligen zivilen oder militari-
schen Widerstands, war im Ernst-Reuter-
Haus vertreten. Man hatte hier die Mdg-
lichkeit, nach erfassten Widersténdlern zu
suchen und einzelne Biografien aus-
drucken zu lassen.

Alle an diesem Premierenabend vertrete-
nen Einrichtungen lieBen kaum eine Frage

der Besucherinnen und Besucher unbe-
antwortet und trugen zum Erfolg der ,Lan-
gen Nacht” bei.

Die Angebote der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Difu reichten von Kurzpra-
sentationen zu verschiedensten Themen-
gebieten und Forschungszweigen des Ins-
tituts, Fotoprasentationen, Kurzfilmen
Uber das Leben in urbanen Lebensrdumen
bis hin zu einem Stadtequiz. Auch fir die
kleinen Stadtbewohner wurde gesorgt und
mit der Kindermalecke, Stadtspielen oder
der Bauecke ein abwechslungsreicher
Abend gestaltet.

Ebenso begeistert angenommen wurden
die Architekturfiihrungen durch das Ernst-
Reuter-Haus und Ausfiihrungen Uber sei-
ne mehr als 65-jahrige wechselvolle Ge-
schichte.

Die 15 — 20minatigen Kurzvortrage der Di-
fu-Wissenschaftler fanden in erster Linie
das Interesse vieler Blirgerinnen und Biir-
ger und sorgten bis weit in die Nacht fir
engagierte Diskussionen.
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Kaum verwunderlich bei diesen Themen,
die fast jeden betreffen:

m Welche Auswirkungen hat der Bevolke-
rungsrickgang auf die Stadte?

m Wie sieht die Stadt der Zukunft aus?

m Sterben die Innenstédte aus - verlagert
sich der Einkauf auf die Griine Wiese?

m Entwickeln wir uns zu einer ,Rund-um-
die-Uhr-Gesellschaft?*“

m Wem gehdrt das Wasser — wie weit geht
die Privatisierung?

m Welche Auswirkungen hat die Globali-
sierung auf die Stadte?

m Wie kénnen Burgerinnen und Burger
sich engagieren und einmischen?

m Wie wird die Stadt auch in benachtei-
ligten Quartieren zur sozialen Stadt?

m Wie bringt man Mobilitdt und Umwelt-
schutz unter einen Hut?

Far die Intensitat der an diesem Abend zu-
nehmend im Dialog ausgetragenen Be-
gegnungen von Wissenschaftlern und Be-
suchern sprach sicher die Tatsache, dass
die sich teilweise wechselseitig erganzen-
den Kurzprésentationen im Laufe des
Abends aus Zeitgriinden nicht komplett -
wie zu Beginn geplant — ein weiteres Mal
wiederholt werden konnten.

Einige Themen kristallisierten sich zuneh-
mend als Publikumsmagnete heraus, so
dass die Referenten mitunter von Zuho-
rern umlagert waren und den oft jungen
Wissbegierigen detailliert Rede und Ant-
wort standen.

In der Debatte wurde beispielsweise auch
deutlich, dass die Schwerpunkte Globali-
sierung oder Demographie mehr sind als
gesellschaftliche Allgemeinplatze. Viel-
mehr werden sie von den Menschen als

fur die Entwicklung und Zukunft der Stad-
te von Morgen zentral und entscheidend
angesehen. Denn wenn Stadte und Kom-
munen schrumpfen, geht dies an die
Substanz — wirtschaftlich, baulich und so-
zial. Viele Experten gehen davon aus, dass
der Bevélkerungsriickgang bis 2015 kaum
eine Stadt mehr verschonen wird — weder
im Osten, noch im Westen. Somit hat das
Modell einer auf Ausdehnung und Wachs-
tum konzentrierten Kommune ausgedient,
und die Zukunft vieler urbaner Zentren
wird im Schrumpfen liegen.

Ein Punkt, dessen Diskussion daraus fast
zwangslaufig folgte, war die Form der Teil-
habe der Blrgerinnen und Birger in den
Stadten und Gemeinden und Méglichkei-
ten sich flr ,ihre” Stadt einzusetzen. Bei-
spiele dazu wurden auch von Mitarbeitern
des ,Bundesnetzwerkes Burgerschaftli-
ches Engagement” genauer ausgefiihrt.

An diesem Abend wurde auch klar, dass
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Weitere Informationen:
Sybille Wenke-Thiem
Telefon: 030/39001-208/209
E-Mail: wenke-thiem@difu.de

http://www.difu.de/presse/040720/

http://www.langenachtderwissen
schaften.de/

die Realitat in vielen benachteiligten Quar-
tieren Berlins schon Einzug gehalten hat,
was Lebensqualitat, Zukunftsperspekti-
ven oder Lebenserwartung angeht.

Trotzdem erstaunte der in dieser Form von
vielen wohl nicht erwartete, aber unmittel-
bare und empirisch nachgewiesene Zu-
sammenhang zwischen sozialem Status,
urbanem Wohnumfeld und Sterblichkeit.

Ob wir in naher Zukunft rund um die Uhr
einkaufen gehen kénnen, wenn wir wollen,
und ob die Verlagerung der Einkaufsfla-
chen in suburbane Gebiete weiter voran-
getrieben wird, war eine der weiteren, mit-
unter leidenschaftlich diskutierten Fragen.

Auch Fragen zu Nutzen oder zu Risiken
weiterer Privatisierungen 6ffentlicher Gi-
ter und sich daraus ergebende oder zu er-
wartende Konsequenzen flr die stadti-
sche Entwicklung wurden angesprochen.

Insgesamt wurde ein enormes Interesse
vieler Burgerinnen und Buirger an urbanen
Zukunftsfragen im Allgemeinen und Aus-
sichten der Stadtentwicklung der Metro-
pole Berlin im Besonderen deutlich.

Bei soviel Aufmerksamkeit scheint der
Auftritt des Deutschen Instituts fir Urba-
nistik bei der ,,5. Langen Nacht der Wis-
senschaften® im nachsten Jahr eine wei-

mplends Bevalkerung -
fende Sfadte? . =

1 8

tere Méglichkeit, Forschung und Kommu-
nikation der Ergebnisse optimal verbinden
und der interessierten Offentlichkeit kom-
primiert vorstellen zu kénnen.

Fotos und allgemeine Impressionen die-
ses gelungenen Abends, wie auch die Er-
gebnisse des Stadtequiz und des Kinder-
malwettbewerbs, finden sich im Internet
unter www.difu.de.
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Bildung, Migration und

Jugendhilfe

18. Jugendhilfe-Jahrestreffen in Wiesbaden 14.6.04

Das auf den suddeutschen Raum orien-
tierte Werkstattgespréach (mit 20 Teilneh-
mern aus zwdlf Stadten) konzentrierte sich
auf die Frage, wie junge Menschen auch
jenseits der Schule Bildungschancen
wahrnehmen kénnen. Die Unterscheidung
in formale und non-formale oder informel-
le Bildung verweist auf die unterschied-
lichen Angebote wie: Schule, Kinderta-
geseinrichtung, Jugendfreizeiteinrichtung,
Familie, Medien, Arbeitsstatten — soziale
Orte also, an denen Bildung heute mehr
oder weniger intensiv und direkt stattfin-
det. Die in Jugendhilfeprogramme von Er-
ziehung, Betreuung oder Férderung zu-
nehmend integrierten Bildungselemente
oder -Bausteine sind aber auch Anlass,
Kinder- und Jugendeinrichtungen insge-
samt auf ihre Konzeption hin zu Uber-
prifen. Qualitatsstandards, Qualitdétsma-
nagement und Evaluationen geben der
laufenden Bildungsdebatte neue Impulse.
Auch die Bundespolitik ergreift gerade
neue Initiativen, die fir alle Typen von Kin-
dertageseinrichtungen eine deutliche Auf-
wertung bringen sollen.

Die Erweiterung des Nationalen Bildungs-
berichts auf die vor- und auBerschulischen
Bildungsbereiche — durchgefihrt durch
das Deutsche Jugendinstitut — hat ver-
gleichbare Anstrengungen auf Landes-
ebene (Bayern) und kommunaler Ebene
(Wiesbaden) ausgeldst. In der Veranstal-
tung wurde der Ansatz des kommunalen
»So0zialberichts zur Bildungsbeteiligung”
dargestellt; der Beitrag aus Wiesbaden
prasentierte dazu unter anderem die not-
wendigen Indikatoren, Datenquellen und
eigene Erhebungen, zentrale Fragestel-
lungen fur die Wirksamkeit von Schulvor-
bereitenden und Schulbegleitenden An-
geboten sowie Zielfelder einer kommuna-
len Bildungspolitik.

Das Thema Migration wurde fokussiert
nicht nur auf die Teilnahme von Kindern an
Angeboten in Kindertageseinrichtungen,
sondern auch auf die Einbeziehung der El-
tern von Kindern mit Migrationshinter-
grund (Elternschulen, Mutterschulen). Wer
eine Integration von Kindern und Jugend-
lichen in die Gesellschaft durch Bildungs-
teilnahme férdern will, muss die Mutter flr
Sprachférderungsangebote gewinnen —
so lautete eines der zentralen Statements.

Berichte aus Karlsruhe zeigten, dass die
Beteiligung von Eltern und insbesondere
Mdattern ausgesprochen schwierig ist, weil
mit dem Fehlen von Sprachkenntnissen
untberwindliche Hirden bestehen. Selbst
wenn muttersprachliche Gesprachsleiter
und Werbemittel in der Sprache von Mi-
granten eingesetzt werden, ist die Schwel-
lenangst vor den Bildungs- und Erzie-
hungseinrichtungen zu groB, Sprachfor-
derung wird nur schwer angenommen.

Sprachférderung war deshalb auch das
Thema im zweiten Teil der Veranstaltung;
es ging darum, Ansatze und Qualitats-
standards fur Erziehung und Bildung in
Kindertageseinrichtungen zu definieren
und die Wirksamkeit von MaBnahmen fir
eine Verbesserung der Bildungsbeteili-
gung etwa von Migrantenkindern zu mes-
sen.

Die instrumentellen Hilfen, die erforderlich
sind, um zu einer Aussage Uber Bedarf
und Inanspruchnahme von Angeboten zu
kommen, wurden mehrfach beleuchtet:
mit den Beitrdgen Uber die Umfrage zur
Qualitat der Kooperation von Kinderta-
geseinrichtung und Schule (Kaiserslau-
tern), Gber die Erhebung im Rahmen der
Schuleingangsuntersuchungen (Mann-
heim) und die Erstellung des Sozialbe-
richts zur Bildungsbeteiligung (Wiesba-
den).

Verstarkte kommunale Bildungsférderung
kostet mehr — hier zeigten sich auch die
kleineren Mitgliedsstadte kreativ bei der
Beschaffung von Mitteln (Sponsoren), und
es bestétigte sich, dass die Pisa-Studie ei-
nen heilsamen Schock bewirkt hat, da nun
Fachleute und Politiker auf allen Ebenen
und aller Parteien anfangen, innovative
Ideen zu entwickeln. Ziel der vorschuli-
schen Erziehungseinrichtungen ist es der-
zeit, sich als kommunale Bildungstrager
zu definieren, die &hnlich geférdert werden
mussen wie die Schule. Dies bedeutet
nicht Leistungsreduzierung und Kosten-
minimierung; mehr Leistungstiefe sowie
Férderung und Anerkennung der Tatigkei-
ten im Erziehungsdienst missen vielmehr
das Ziel sein.

wberichte* - Informationen liber
Projekte, Veroffentlichungen, Veran-
staltungen und Positionen des Difu

ISSN 1439-6343, Jahrgang 30

Herausgeber

Deutsches Institut fir Urbanistik
StraBe des 17. Juni 112
D-10623 Berlin

Redaktion

Kai Gudra (Praktikant)

Cornelia Schmidt

Danielle Steirat (Praktikantin)
Sybille Wenke-Thiem (v.i.S.d.P))

Layout + DTP
Eva Hernandez
Elke Postler

Buchbestellungen bitte

nur schriftlich an:

Telefax: 030/39001-275
E-Mail: verlag@difu.de
Telefon: 030/3 90 01-253/-256

Redaktionskontakt und
Berichteverteiler
Difu-Pressestelle

Telefon: 030/39001-208/-209
Telefax: 030/39001-130
E-Mail: presse@difu.de

E-Mail-Newsletter-Abo
http://www.difu.de/difu-news
Internet: http://www.difu.de

Erscheinungsweise
vierteljahrlich

Druck

Druckerei Wilhelm Schwarz KG
Die Difu-Berichte werden auf
100 Prozent Altpapier gedruckt.

Abdruck
Frei — Belegexemplar erbeten

Weitere Informationen:

Dipl.-Ing. Heidrun Kunert-Schroth

Telefon: 030/39001-297

E-Mail: kunert-schroth@difu.de

Difu-Berichte 2/2004



Bestellschein 2/04

i | ol

Neue Anschrift: Deutsches Institut fiir Urbanistik ggmbH, ZimmerstraB3e 13-15, 10969 Berlin

I 1 I I IE | I U \ T I I 1 I T

Doutschos tmstitut far Ut stk Postfach 120321 D-10593 Borlin. Fax 030 /39001275
Telefon:-O030/39001-256-/-253; E-Mail: verlag@difu.de, Internet: http://www.difu.de

Difu-Beitréage zur Stadtforschung

__Expl. GPNV im Wettbewerb __Expl. Privatisierung in Kommunen - eine Auswertung
Management-Planspiel in der Region Berlin kommunaler Beteiligungsberichte
Von Tilman Bracher, Volker Eichmann, Gerd Kiihn und Von Jan-Hendrik Trapp und Sebastian Bolay
Michael Lehmbrock Bd. 10/20083. 56 S., 15, Euro, ISBN 3-88118-349-3
2004. Bd. 39. 248 S.,
56 Abb., 7 Tab., 27,— Euro __Expl. Kommunale Abfallwirtschaft - aktuelle Trends und

ISBN 3-88118-364-7

Handlungsperspektiven
Hrsg. von Otto Huter und Gerd Kiihn

__Expl. Interkommunale Kooperation in baden- Bd. 9/2003. 198 S., 20,—- Euro, ISBN 3-88118-347-7
wiirttembergischen Stadtregionen
Stuttgart, Karlsruhe und Freiburg
Von Werner Heinz, Paul von Kodolitsch, Nicole Langel Sonderverdéffentlichungen
und Michael Reidenbach
2004. Bd. 38. 228 S., 25,- Euro 2. Bundeswettbewerb ,Vorbildliche Strategien
ISBN 3-88118-357-4 kommunaler Suchtpravention”
Tabakpravention vor Ort
__Expl. Liberalisierung und Privatisierung kommunaler September 2003 bis Mai 2004. Dokumentation
Aufgabenerfiillung Hrsg. vom Deutschen Institut fir Urbanistik im Auftrag
Hrsg. von J. Libbe, S. Tomerius und J.-H. Trapp der Bundeszentrale fir gesundheitliche Aufklarung
2002. Bd. 37. 260 S., 28,- Euro 2004. 164 S., 3 Abb., 5 Ubers., kostenlos
ISBN 3-88118-333-7 Vertrieb ausschlieBlich durch die BZgA
E-Mail: order@bzga.de
Lo Fax: 0221/8992-257
Materialien Bestellnummer: 33 930 000
__Expl. Flachenrecycling - Projektmanagement und __Expl. Kommunen auf dem Weg zur Nachhaltigkeit
Marketingstrategien Kongressdokumentation
Dokumentation des 2. deutsch-amerikanischen Work- Hrsg. vom Deutschen Institut fur Urbanistik
shops ,,Auf dem Weg zu wirtschaftlichem Flachen- 2004. 215 S., Euro 15,-, ISBN 3-88118-366-3
recycling — Projektmanagement und Marketingstrate-
ien®
arsg. von Stephan Tomerius u.a. Aktuelle Information
Bd. 4/2004. 174 S., 20,- Euro, ISBN 3-88118-363-9
__Expl. Raus aus der Stadt?
__Expl. Monitoring und Bauleitplanung - Neue Herausforde- Zur Erklarung und Beurteilung der Suburbanisierung
rungen fir Kommunen bei der Uberwachung von Von Heinrich M&ding
Umweltauswirkungen 2004.12 S., 5,- Euro
Hrsg. von Arno Bunzel, Franciska Frélich und Stephan
Tomerius __Expl. Das gebadudebezogene Baunebenrecht des Bundes -
Bd. 3/2004. 148 S., 18,— Euro, ISBN 3-88118-362-0 Vorschlage zur Vereinfachung und Vereinheitlichung
Von Gerd Schmidt-Eichstaedt und Rolf-Peter Lohr
__Expl. Hauptprobleme der Stadtentwicklung und 2003.8 S., 5,- Euro
Kommunalpolitik 2003
Von Michael Bretschneider
Bd. 2/2004. 110 S., 18, Euro, ISBN 3-88118-361-2 Zeitschriften
__Expl. Férderung von Wohneigentum in deutschen Stadten __Expl. Deutsche Zeitschrift fiir Kommunalwissenschaften
Von Claus-Peter Echter und Hasso Brihl Halbjahresschrift, Heft 11/2003: ,,Arbeit in der Stadt”
Bd. 1/2004. 164 S., 20,- Euro, ISBN 3-88118-358-2 124 S., Einzelpreis 20,- Euro, Jahresabo (2 Hefte)
35,- Euro, ISSN 1617-8203
__Expl. Konfliktfeld Mobilfunk - Kommunale
Handlungsspielraume und Lésungsstrategien __Expl. Informationen zur modernen Stadtgeschichte
Hrsg. von Cornelia Rosler Halbjahresschrift, Heft 11/2003: ,,Stadt am Wasser*“
Bd. 11/2003. 182 S., 20,- Euro, ISBN 3-88118-359-0 100 S., Einzelpreis 10,- Euro, Jahresabo (2 Hefte)
16,— Euro, ISSN 0340-1774
O Bitte senden Sie Vorname und Name:
mir ein Verzeichnis
aller lieferbaren
Difu-Publikationen Dienststelle/Institution:
zu (kostenfrei).
O Bitte nehmen Sie
mich in Ihren E- Adresse:
Mail-Newsletter
auf (erscheint kos- .
tenf(rei -3 Mal im Telefon/Telefax:
Monat).
E-Mail:
Datum/Unterschrift:

S J

L, | mm


Kliem
Textfeld
Neue Anschrift: Deutsches Institut für Urbanistik gGmbH, Zimmerstraße 13-15, 10969 Berlin
 

Kliem
Cross-Out




